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Stadtteilentwicklung Reininghaus — nordl. Teil Quartier 3 (GSt. 336/1)

Vereinbarung iiber die ErschlieBungs- und GestaltungsmaRnahmen

Ausgangssituation

Zur zukilnftigen Entwicklung des neuen Grazer Stadtteils Graz-Reininghaus hat am
25. Februar 2010 der Gemeinderat einstimmig den Rahmenplan Graz — Reininghaus
beschlossen. Mit diesem Rahmenplan soll die Entwicklung dieses Stadtteils zu einem
zukunftsfahigen, urbanen und energieoptimierten Stadtteil mit hdchster Lebensqualitat
ermoglicht werden. Das gesamte im Slidwesten der Stadt gelegene Planungsgebiet weist
eine GrofRe von ca. 100 ha auf und ist ca. 1,8 km von der Altstadt entfernt. Es bietet bei einer
urbanen, gemischten Nutzung sowie aufgrund seiner zentralen Lage ein langfristiges
Entwicklungspotenzial fir 12.000 bis 15.000 Bewohnerlnnen bzw. Benutzerlnnen. Das
Stadtentwicklungsgebiet Reininghaus ist Teil des Smart City-Zielgebietes Graz Mitte, in
welchem die Entwicklung und Umsetzung von zukunftsfahigen Technologien in den
Bereichen Mobilitdt, Energie und Gebdudetechnologien durch nationale bzw. EU-
Fordermittel schwerpunktmaRig ermoglicht werden soll. Diese Entwicklungen werden durch
einen Burgerinnenbeteiligungsprozess begleitet, wobei unterschiedliche Akteure in die
Projektentwicklung eingebunden werden.

Der Rahmenplan legt die Bauflachen, Griinbereiche sowie Infrastrukturachsen und den
offentlichen Raum fest und gliedert dadurch das Areal in Quartiere, fir die jeweils detaillierte
Anforderungsprofile in den Fachbereichen Stadtebau, Mobilitdt und Griinraum formuliert
wurden.

Zur Sicherstellung dieser beispielgebenden Stadtentwicklung im Sinne des Rahmenplans
wurden neben den rechtlich bereits wirksamen Planungsinstrumenten STEK, FLAWI und
BBPle ergianzende Standards in den Themenbereichen Mobilitdt, Baukultur, Kunst,
zukunftsfahige Energieversorgung und soziale Nachhaltigkeit erarbeitet.

Die Festlegung der erforderlichen Regelungen mit dem Ziel, quartiersbezogene Aussagen mit
den Grundeigentiimerinnen zu vereinbaren, kann jedoch erst im Vorfeld der BBPL-Verfahren
(quartiersbezogen) erfolgen und somit einen maRgeblichen Beitrag zur Starkung und
Steigerung der Attraktivitat der Reininghausgriinde leisten.

Graz, 22. September 2016



Zur Erreichung des Ziel-Wegeanteils fir die MIV-Lenkerlnnen von 25% fir die neuen
Nutzungen in Graz-Reininghaus sind massive MalRinahmen zur Férderung der Verkehrsmittel
des Umweltverbundes (zu FuB, Fahrrad, OV) und gleichzeitige Einschrinkung des Kfz-
Verkehrs erforderlich, die weit Uber das heute in Graz libliche Ausmal hinausgehen. Gelingt
die Verringerung des Weganteils der MIV-Lenkerinnen nicht auf dieses angestrebte Ausmal,
wiirde die geplante Siedlungsentwicklung trotz AusbaumalRnahmen des StraRen- und OV-
Netzes zu einer starken Uberlastung des StraBennetzes in und um Graz-Reininghaus fiihren
bzw. ware die Siedlungsentwicklung mit der raumplanerisch gewiinschten hohen Dichte
nicht im geplanten AusmaR realisierbar.

In einer gesonderten zivilrechtlichen Vereinbarung zwischen der Stadt Graz und den
Grundeigentiimerinnen und unabhangig von der hoheitlichen Verordnungserlassung wird
das gemeinsame Vorgehen zur Sicherstellung der erforderlichen Planungs- und
Umsetzungsqualitaten geregelt.

Um jedoch bestmoglich die 6ffentlichen Interessen wahren zu kénnen, ist die gemeinsame
Bearbeitung bzw. Erledigung des 14.15.0 BBPL ,Reininghaus Quartier 3, Alte Poststralle —
WetzelsdorferstraRe”, bestehend aus den Baupldtzen A, B, C, D und der vertraglichen
Regelungen erforderlich.

Zivilrechtliche Vereinbarung

Die Stadt Graz und die Asset One Projektentwicklungs GmbH haben am 08.11.2012 und
28.02.2013, GZ A 8/4 — 43748/2012, eine Grundsatzvereinbarung , Asset One — Reininghaus,
Vorsorge fir Parkanlagen, Straflen und Platze” getroffen und erstellen dazu einen
Kaufvertrag Uber Liegenschaften, eine Reallastvereinbarung sowie eine Vereinbarung tber
den Beitrag zur Errichtung von Infrastruktur betreffend die Herstellung der
AufschlieBungserfordernisse zur Verkehrsentwicklung fir die duBere ErschlieBung des
gesamten Projektgebiets Reininghaus.

In Erganzung dazu wird fiir den noérdlichen Teil des Quartier 3 bestehend aus den
Bauplidtzen A, B und C (GSt. Nr. 336/1 KG Baierdorf) mit einer Fliche von rund 19.368 m?
und unter Bezugnahme auf den Rahmenplan Graz-Reininghaus, den 3.20
Flachenwidmungsplan und den Entwurf des 14.15.0 BBPL ,Reininghaus Quartier 3, Alte
PoststraBe — Wetzelsdorferstrale” mit den Grundeigentiimerinnen die gegenstandliche
Vereinbarung zur Sicherung der definierten MaBnahmen betreffend ErschlieBung und
Gestaltung getroffen. Kurz zusammengefasst handelt es sich um Inhalte wie:
» Mobilitdt: Forderung & MalRnahmen der sanften Mobilitat (Mobilitatsverhalten), Car-
Sharing, Radverkehr, e-mobility, OV, Informationssysteme, Evaluierung.
= Parkraum: Beschrankungen der Kfz-Stellplatzanzahl, Sammelgarage, Tiefgaragenzu-
und ausgange.
= Energie: Detaillierte Ausfiihrung des im Rahmenplan festgelegten Inhaltes ist noch
gesondert zu vereinbaren.
= Baukultur/6ffentlicher Raum/Griinraum: Architekturvielfalt; abgestimmte und
einheitliche Gestaltung des 6ffentlichen Raumes.
2



= Kunst: Beitrag fiir Kunst am Bau bzw. im privaten und halb&ffentlichen Raum;
Zwischennutzungen von unbebauten Grundflachen.

= Soziale Nachhaltigkeit: Gemeinschaftsraume.

= Stadtteilmanagement: Aktive Unterstlitzung und projektspezifische Mitfinanzierung.

Im Detail darf auf die in der Beilage beigeschlossene und einen integrierenden Bestandteil
des gegenstandlichen Berichtes bildende Vereinbarung verwiesen werden.

Die Vertragsinhalte betreffend MalRnahmen zur Mobilitdt stellen grundsatzlich jenen
Standard dar, der auch fir alle kiinftig abzuschlieBenden Vertrdge fiir Graz-Reininghaus zur
Anwendung kommen soll bzw. bereits mit bestehenden Vereinbarungen gesichert ist
(Gleichbehandlungsprinzip).

Sollten sich diese Vertragsinhalte im Zuge der weiteren Entwicklung in Graz-Reininghaus
jedoch andern, so entfalten die neuen Inhalte auch auf den vorliegenden Vertrag ihre
Wirkung. Diese Vertragsbestimmung spiegelt die standige Rechtsprechung des OGH wider,
und zwar die Verpflichtung zur Gleichbehandlung bei gleicher Ausgangssituation.

Um die Realisierung all dieser MaRnahmen sicherzustellen, wurde vertraglich die Zahlung
einer nach MalRnahmen gestaffelten Vertragsstrafe vereinbart, wobei eine Bezahlung nicht
von der Erfillung aller oder einzelner Pflichten aus diesem Vertrag befreit.

Regelungen Uber Flacheneinlosen, Herstellung und Zuganglichkeit der offentlichen Platze
und Wege sowie die Einrdumung von Servituten (Kanal, Fernwarme etc.) flir den nordlichen
Teil des Quartier 3 sind nicht Gegenstand dieser Vereinbarung und bedirfen einer
gesonderten vertraglichen Regelung zwischen den Vertragsparteien durch die zustdandige
Abteilung fur Immobilien.

Ebenso bediirfen MaBnahmen betreffend Zufahrt zum siidlichen Quartiersteil zwischen den
Grundeigentiimern sowie die konkrete Umsetzung des geforderten Haus-der-Zukunft-
Projektes ,Rahmenplan Energie” mit der Energie Graz gesonderter vertraglicher Regelungen,
deren Abschliisse erst im Projektstadium moglich sind.

Fiir den Bauplatz D liegt, vorbehaltlich der Zustimmung des Gemeinderates, eine
Vereinbarung betreffend den Grundstiicksankauf seitens der Stadt Graz vor. Bei stadtischer
Projektentwicklung aber auch bei VerduRerung an Dritte ist jedenfalls sicherzustellen, dass,
analog zur vorliegenden Vereinbarungen Uber die Gestaltungs- und
ErschlieBungsmalnahmen, alle fir die AufschlieBung notwendigen Malnahmen
(Nutzungsinteresse, Flachenwidmung- AufschlieBungserfordernisse, Mobilitdat, Parkraum,
VerkehrserschlieRung, Energie, Baukultur/6ffentl. Raum/Griunraum, Kunst, soziale
Nachhaltigkeit, Stadtteilmanagement, Rechtsnachfolge, Sicherstellung) rechtzeitig und auf
Grundlage des noch durchzufiihrenden Architekturwettbewerbes auch am Bauplatz D des
14.15.0 Bebauungsplangebietes gesichert und umgesetzt werden.

Beauftragung externer Rechtsvertretung:
In Entsprechung des Gemeinderatsbeschlusses vom 16. Mai 2013, GZ A 10/BD-

7174/2009/0023, wurde die Stadtbaudirektion mit der Vertragskoordination beauftragt. Zur
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tragbaren Absicherung der sich aus dem Rahmenplan ergebenden Interessen wurde mit
Genehmigung des Prasidialamtes durch die Stadtbaudirektion ein externer Rechtsvertreter
mit der Erstellung der zivilrechtlichen Vereinbarung beauftragt.

Mit Beschluss vom 4. Juli 2013 (Projektgenehmigung , Verkehrserschlieung Reininghaus” GZ
A10/8-009341/2013/0010) wurden die Mittel fur die Beauftragung externer Rechtsvertreter
fir die Beratung im Zusammenhang mit den MaRnahme im Mobilitdtsbereich sichergestellt.
Mit Beschluss vom 21. Mai 2015, GZ A10/BD-34699/2013-11, hat der Gemeinderat die hohe
Komplexitat im Reininghausareal erneut festgestellt und zur Vermeidung von hoheits- und
privatrechtlichen Kollisionen und deren Folgewirkung Mittel in Hohe von rd. € 250.000 fir
die Jahre 2015 und 2016 fiir externe rechtliche Begleitung genehmigt.

Aufgrund des vorstehenden Berichtes stellen der Ausschuss fir Stadt- und Grinraumplanung
sowie der Ausschuss fiir Verkehr gemaR des Statutes der Landeshauptstadt Graz den

Antrag,
der Gemeinderat wolle beschlieRen:

1. Der vorstehende Bericht wird genehmigt.

2. Der beiliegenden und einen integrierenden Bestandteil des gegenstandlichen Berichtes
bildenden Vereinbarung lber die ErschlieBungs- und GestaltungsmalRnahmen
»Reininghaus Quartier 3 — Grundstiick Nr. 336/1“ wird die Zustimmung erteilt.

3. Die Stadtbaudirektion wird bevollmachtigt, allfallige im Zuge der weiterflihrenden
Verfahrensschritte notwendige redaktionelle Anderungen mit dem Vertragspartner
vorzunehmen. Nach Vorliegen der endgiiltigen Fassung wird die Stadtbaudirektion
diese dem Blirgermeister Mag. Siegfried Nagl zur rechtsgiltigen Fertigung libermitteln.

4. Die Abteilung fiir Verkehrsplanung wird die verkehrsrelevanten Themen dieser
Vereinbarung im Sinne des Rahmenplanes begleiten.

Die Bearbeiterin A 10/BD: Der Stadtbaudirektor:

Mag. Daniela Freitag DI Mag. Bertram Werle
elektronisch gefertigt elektronisch gefertigt

Die Bearbeiterin A 10/8: Der Abteilungsleiter A 10/8:
DI Barbara Urban DI Martin KroiBenbrunner
elektronisch gefertigt elektronisch gefertigt

Der Stadtrat: Der Burgermeister:

Mag. (FH) Mario Eustacchio
elektronisch gefertigt

Mag. Siegfried Nagl



Vorberaten und einstimmig/mehrheitlich/mit .................. Stimmen angenommen/abgelehnt/
unterbrochen in der Sitzung des Ausschusses fir Stadt- und Griinraumplanung

Die Schriftfihrerin: Der Vorsitzende:

Abinderungs-/Zusatzantrag:

Vorberaten und einstimmig/mehrheitlich/mit .................. Stimmen angenommen/abgelehnt/
unterbrochen in der Sitzung des Ausschusses fiir Verkehr

Die Schriftfihrerin: Der Vorsitzende:

Abinderungs-/Zusatzantrag:

Der Antrag wurde in der heutigen [ ] &ffentlichen [ ] nicht éffentlichen
Gemeinderatssitzung

[ ] bei Anwesenheit von ...... Gemeinderatinnen

[] einstimmig [] mehrheitlich (mit ...... Stimmen /...... Gegenstimmen) angenommen.

|:| Beschlussdetails siehe Beiblatt

Graz, am ...eeceeeeenee. Der/die Schriftfihrerin:

Beilage:
Vereinbarung lber die ErschlieRungs- und GestaltungsmalRnahmen ,Reininghaus Quartier 3 —
Grundstiick Nr. 336/1“ zwischen Stadt Graz, Schénere Zukunft Steiermark und BWSG.

Vorhabenliste/Blirgerinnenbeteiligung:

e Vorhabenliste nein

e Biirgerinnenbeteiligung vorgesehen nein



CERAA

Signiert von

Freitag Daniela

CN=Freitag Daniela,0O=Magistrat Graz,L=Graz,

Zertifikat ST=Styria,C=AT
Datum/Zeit 2016-09-15T16:51:14+02:00

Dieses Dokument wurde digital signiert und kann unter:
Hinweis https://sign.app.graz.at/signature-verification

verifiziert werden.

CERAHA

Signiert von

Werle Bertram

CN=Werle Bertram,O=Magistrat Graz,L=Graz,ST=Styria,

Zertifikat C=AT
Datum/Zeit 2016-09-15T16:55:16+02:00

Dieses Dokument wurde digital signiert und kann unter:
Hinweis https://sign.app.graz.at/signature-verification

verifiziert werden.


https://sign.app.graz.at/signature-verification
https://sign.app.graz.at/signature-verification

8.4.2016

VEREINBARUNG

iiber die ErschlieBungs- und Gestaltungsmafinahmen
»Reininghaus Quartier 3 - Grundstiick Nr. 336/1¢

abgeschlossen zwischen

Stadt Graz, Hauptplatz 1, 8010 Graz,
(im Folgenden ,,Stadt Graz"®)

sowie

Gemeinniitzige Wohn- und Siedlungsgesellschaft SCHONERE ZUKUNFT
STEIERMARK Gesellschaft m.b.H. (FN 38578h)

8010 Graz, Miinzgrabenstrafie 36/9,
(im Folgenden kurz "SCHONERE ZUKUNFT STEIERMARK" genannt),
sowie

BWS Gemeinniitzige allgemeine Bau-, und Wohn- und Siedlungsgenossenschaft re-
gistrierte Genossenschaft mit beschrinkter Haftung (FN 94623b)

1050 Wien, Margaretengiirtel 36-40,

(im Folgenden kurz "BWSG" und gemeinsam mit SCHONERE ZUKUNFT STEIERMARK
"Grundeigentiimer" genannt),

als Vertragsparteien:



PRAAMBEL

Am 28.02.2013, GZ A 8/4 — 43748/2012 hat die Rechtsvorgingerin der Grundeigentiimer mit
der Stadt Graz eine Grundsatzvereinbarung ,,Asset One — Reininghaus, Vorsorge fiir Parkan-
lagen, Strafien und Pldtze* getroffen; dazu werden ein Kaufvertrag iiber Liegenschaften, eine
Reallastvereinbarung sowie eine Vereinbarung {iber den Beitrag zur Errichtung von Infra-
struktur betreffend die Herstellung der AufschlieBungserfordernisse zur Verkehrsentwicklung
fur die duBere ErschlieBung des gesamten Projektgebiets Reininghaus durchgefiihrt.

In Ergénzung dazu wird mit den Grundeigentiimern fiir das Quartier 3, Gst. Nr. 336/1, unter
Bezugnahme auf den Rahmenplan Graz-Reininghaus, den 3.20 Flichenwidmungsplan und
den Entwurf des 14.15.0 ,,Reininghaus Quartier 3 Alte PoststraBe — Wetzelsdorfer Straie*
Bebauungsplan der Landeshauptstadt Graz die folgende Vereinbarung betreffend Erschlie-
Bungs- und GestaltungsmaBnahmen getroffen. Es wird darauf hingewiesen, dass Regelungen
iber Flicheneinldsen, Herstellung und Zuginglichkeit der 6ffentlichen Plitze und Wege so-
wie die Einrdumung von Servituten (Kanal, Fernwirme etc.) fiir dieses Quartier Gegenstand
weitere(r) Vereinbarung(en) zwischen den Vertragsparteien sind.

Hingewiesen wird auch darauf, dass die detaillierte Ausfithrung des Unterpunktes Energie mit
gesonderter Vereinbarung erfolgt, da diesbeziiglich noch Abstimmungsgespriche zwischen
den Fachleuten stattfinden miissen.

Festgehalten wird, dass in diesem Vertrag genannte "BruttogeschoBfliche (BGF)" als Ge-
samtflache der Geschofle iSd § 1 der Bebauungsdichteverordnung LGBI. Nr. 38/1993 in der
Fassung LGBI. Nr. 58/2011 (entspricht der dichterelevanten Flache) verstanden wird. Als
Nutzflache im Sinne dieser Vereinbarung wird nach MaBigabe des § 2 Z 7 des Steiermirki-
schen Wohnbauférderungsgesetz 1993 LGBI. Nr. 25/1993 in der Fassung LGBI. Nr. 34/2015
verstanden: Die gesamte Bodenfliche einer Wohnung oder eines Geschiftsraumes abziiglich
der Wandstirken und der im Verlauf der Winde befindlichen Durchbrechungen (Ausneh-
mungen); Keller- und Dachbodenrdume, soweit sie ihrer Ausstattung nach nicht fiir Wohn-
oder Geschiftszwecke geeignet sind, Treppen, offene Balkone. Terrassen sowie fiir landwirt-
schaftliche oder gewerbliche Zwecke spezifisch ausgestattete Rdume innerhalb einer Woh-
nung sind bei Berechnung der Nutzfliche nicht zu berlicksichtigen. Geldbetrige verstehen
sich als Nettosummen exklusive Umsatzsteuer.

1. GRUNDSTUCKE

1.1. SCHONERE ZUKUNFT STEIERMARK ist zu 1/3 Anteilen grundbiicherliche Eigentii-
merin des Grundstiicks Nr. 336/1, inneliegend in EZ 109 Grundbuch 63109 Baierdorf:,
BWSG ist zu 2/3 Anteilen grundbiicherliche Eigentiimerin des Grundstiicks Nr. 336/1,
inneliegend in EZ 109 Grundbuch 63109 Baierdorf.



1.2,

1.3.

2.1

2

2

Das Grundstiick Nr. 336/1 sowie Teile der Grundstiicke Nr. 337/1 und 337/2, alle Grund-
buch 63109 Baierdorf, werden im Rahmenplan Graz-Reininghaus als ,,Quartier 3" und im
3.20 Flachenwidmungsplan der Landeshauptstadt Graz (im Folgenden ,3.20 Flichen-
widmungsplan®‘) mit der Teilbereichsabgrenzung ,,D* bezeichnet.

Der Entwurf des 14.15.0 Bebauungsplanes ,,Reininghaus Quartier 3, Alte Poststralic —
Wetzelsdorfer StraBe (im Folgenden ,,14.15.0 Bebauungsplan®) erstreckt sich iiber
Grundstiick Nr. 336/1 und Teile der Grundstiicke Nr. 337/1 und 337/2.

Im 14.15.0 Bebauungsplan wird das Gebiet unterteilt in Bauplatz A (Teile von Gst. Nr.
336/1 im Ausmaf} von ca. 7.946m?), Bauplatz B (Teile von Gst. Nr. 336/1 im Ausmal
von ca. 5.940m?), Bauplatz C (Teile von Gst. Nr. 336/1 im AusmaB von ca. 5.482m?) und
Bauplatz D (Teile von Gst. Nr. 337/1 und Teile von Gst. Nr. 337/2 im Ausmal} von ca.
3.700m?).

Dieser Vertrag betrifft ausschlieBlich die Bauplitze A, B und C (Grundstiick Nr. 336/1);
diese werden im Folgenden als "vertragsgegenstandliches Planungsgebiet" bezeichnet.

NUTZUNGSINTERESSE

Die Grundeigentiimer und die Stadt Graz haben ein Interesse, das vertragsgegenstindli-
che Planungsgebiet nach Aufhebung der Aufschliefungsgebietswidmungen und nach Er-
lassung des Bebauungsplans einer vollwertigen Baulandnutzung nach Mallgabe der im
3.20 Flichenwidmungsplan definierten Nutzungsintensitét in Fortfiihrung des Rahmen-
planes Graz-Reininghaus zuzufiihren. Das vertragsgegenstindliche Planungsgebiet soll in
wechselseitiger zeitlicher Abstimmung geméf der Baulandkategorie nach Aufhebung der
AufschlieBungsgebietswidmungen moglichst unter maximaler Ausnutzung der festgeleg-
ten Bebauungsdichte als nutzungsdurchmischter, urbaner und zukunftsfihiger Stadtteil
sozial nachhaltig, energieeffizient, ressourcenschonend und emissionsarm mit hoher Le-
bensqualitit und Baukultur genutzt werden. Dabei soll gleichzeitig eine moderne Infra-
struktur mit Verkehrslosung zur Reduktion des MIV-Anteils (,,Sanfte Mobilitdt™) ver-
wirklicht werden.

Die Stadt Graz und die Grundeigentiimer bekennen sich wechselseitig zu einer zeitnahen
Stadtteilentwicklung im Sinne ihres gemeinsamen Nutzungsinteresses gemiB den gesetz-
lichen Vorgaben.

Die Stadt Graz und die Grundeigentiimer bekennen sich wechselseitig zu einer abge-
stimmten Umsetzung in der Realisierungsphase im Sinne einer bestmoglichen Nutzung
von Synergieeffekten in der Bauausfithrung und erteilen schon jetzt ihre wechselseitige
Zustimmung zu einer im Zuge der Bauphase erforderlichen bzw. zweckméBigen, vo-
ritbergehenden und kurzfristigen kostenlose Inanspruchnahme ihres Grundeigentums
durch den/die anderen Vertragsparteien.



2.4. Die Stadt Graz und die Grundeigentiimer bekennen sich zu einer urbanen Nutzungs-

2.5.

3.1;

durchmischung im vertragsgegenstidndlichen Planungsgebiet nach MaBgabe der jeweili-
gen Widmungskategorien. Die Grundeigentiimer erkldren eine bauliche Ausgestaltung
vorzunchmen, welche fiir den Bereich der Bauplitze A und B und C eine endgiiltige
Durchmischung im Ausmall von max. ca. 60% Wohnnutzung und mindestens ca. 40%
Nicht-Wohnnutzung (z.B.: Biiro, Gewerbe, Dienstleistungen, Gastronomie, Handel, Bil-
dung, Kultur, Forschung, Hotelerie etc.) der max. oberirdischen BruttogeschoBfldche
(BGF) gemiB Bebauungsdichteverordnung LGBI. Nr. 38/1993 in der Fassung LGBI. Nr.
58/2011 im vertragsgegenstidndlichen Planungsgebiet zulédsst, wobei Abweichungen von
1% mehr oder weniger irrelevant sind. Festgehalten wird, dass z.B. ein Studentenheim
oder ein ,,Boarding House™ nach derzeitiger Rechtslage der Nutzung Wohnen zuzuordnen
ist. Um eine etappenweise Erhéhung der Nicht-Wohnnutzung von zu Beginn mindestens
25% auf 40% zu ermoglichen, ist ein Anteil von mindestens 15 % der Flidchen des Ge-
samtbaues so auszugestalten, dass diese Flachen sowohl fiir Wohnnutzung als auch fiir
Nicht-Wohnnutzung geeignet sind (sog. Flex-Nutzung).

Zur Beschleunigung der Ansiedlung der fiir ein Stadtteilzentrum charakteristischen ge-
werblichen Nutzungen und zur Stirkung einer gewiinschten inhaltlichen Profilierung des
kiinftigen Firmenstandortes Graz-Reininghaus beabsichtigt die Stadt Graz ein Miet-
Fordermodell fiir Betriebe einzurichten. Vorbehaltlich der politischen Beschlussfassun-
gen soll die Anmietung betrieblich genutzter Rdume in einem jahrlich abnehmenden
Ausmal} bezuschusst werden, wobei die Gesamtdauer der jeweiligen Férderung mind. 3
Jahre und die Dauer des Foérderprogramms mind. 5 Jahre betrigt. Das Gesamtausmal} der
insgesamt geforderten Flachen betrdgt fiir das vertragsgegenstindliche Planungsgebiet
hochstens 6.060m? der Nutzfliache. Fiir die forderbare Quadratmetermiete und fiir die Ge-
samtausschiittung pro Fordernehmer werden Obergrenzen vorgesehen.

Die Stadt Graz und die Grundeigentiimer verpflichten sich, die operative Abwicklung
(Ansprechperson) und inhaltliche Kontrolle (gemeinsame Steuerungsgruppe) gemeinsam
zu organisieren. Insbesondere werden beiden Seiten einvernehmlich festlegen, fiir welche
Branchen das Fordermodell zur Verfligung gestellt wird.

FLACHENWIDMUNG — AUFSCHLIESSUNGSERFORDERNISSE

Das vertragsgegenstdndliche Planungsgebiet ist im rechtsgiiltigen 3.20 Flichenwid-
mungsplan, § 2 Z 12) und 13) im Teilbereich D als Bauland AufschlieBungsgebiet
.Kemngebiet" gemil § 29 Abs 3 Steiermirkisches Raumordnungsgesetz 2010 idgF LGBI
Nr. 44/2012 (im Folgenden ,,StROG 2010*) mit einer Bebauungsdichte von 0,5 bis 2,5
gewidmet.

Die AufschlieBungserfordernisse fiir das vertragsgegenstindliche Planungsgebiet sind
e Nachweis der Leistungsfahigkeit und Verkehrssicherheit der duBleren Erschlie-
Bung (MIV, OV, Rad- und FuBwege) und ausreichend leistungsfihige Anbin-
dung an das 6ffentliche StraBen und Wegenetz jeweils im Sinne des im Rah-



menplan Graz-Reininghaus angestrebten Modal Splits und in Abstimmung auf
die etappenweise Siedlungsentwicklung;

e Innere ErschlieBung (Verkehr und technische Infrastruktur)

e Aufgrund des offentlichen Interesses wird festgelegt (Umsetzung im Bebau-
ungsplan):

e Beriicksichtigung der Brunnenschutzgebiete

e Bebauungsplanpflicht gemaB § 29 Abs 3 Z 3 StROG 2010

e MaBnahmen zur Forderung der Sanften Mobilitdt im Sinn des Rahmenplanes
Graz-Reininghaus (OV, Radwege, Parkierung usw.)

e Offentlich nutzbare Durchwegung fiir den FuB- und Radverkehr

e Platzgestaltung gem. Rahmenplan Reininghaus im Ausmal3 von rund 20% der
Baulandflache
sowie

e Anbindung an das offentliche Stralen und Wegenetz und erforderlichenfalls
Ertiichtigung desselben zur Aufrechterhaltung der Verkehrssicherheit und der
ausreichenden Leistungsfahigkeit;

e zweckmiflige Anbindung an den 6ffentlichen Personennahverkehr;

e Sicherstellung eines Geh- und Radwegenetzes im Quartier und Anbindung an
weiterfiihrende Routen;

e Festlegung von Malinahmen fiir ein Mobilitits- und Parkraummanagement.

3.2. Fir die Aufhebung der AufschlieBungsgebietswidmungen miissen gemaB § 29 Abs 3

e )

StROG 2010 die AufschlieBungserfordernisse erfiillt sein und es bedarf in weiterer Folge
der Beschlussfassung im Gemeinderat {iber die Authebung des AufschlieBungsgebiets
unter Anfithrung der Griinde fiir die Aufhebung. Die Entscheidung des Gemeinderats er-
folgt in Form einer hoheitlichen Verordnung. Festgehalten wird, dass die Aufhebung des
AufschlieBungsgebiets durch Verordnung des Gemeinderats keine Leistung aufgrund der
gegenstandlichen Vereinbarung ist. Mit dieser Vereinbarung wird kein Rechtsanspruch
der Grundeigentiimer oder deren Rechtsnachfolger auf Verordnungserlassung begriindet.

Festgehalten wird, dass fiir das vertragsgegenstdandliche Planungsgebiet die Auf-
schlieBungserfordernisse
e _Anbindung an das offentliche StraBen und Wegenetz und erforderlichenfalls
Ertiichtigung desselben zur Aufrechterhaltung der Verkehrssicherheit und der
ausreichenden Leistungsfiahigkeit™;
e zweckmiBige Anbindung an den 6ffentlichen Personennahverkehr* und
e _Nachweis der Leistungsfihigkeit und Verkehrssicherheit der @uBeren Er-
schlieBung (MIV, OV, Rad- und FuBwege) und ausreichend leistungsfihige
Anbindung an das 6ffentliche StraBen und Wegenetz jeweils im Sinne des im
Rahmenplan Graz-Reininghaus angestrebten Modal Splits und in Abstimmung
auf die etappenweise Siedlungsentwicklung™
(gemeinsam ,,AufschlicBungserfordernisse zur Verkehrsentwicklung fiir die
duBere ErschlieBung*)
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Gegenstand der gesondert abgeschlossenen Vereinbarung tiber den Beitrag zur Errichtung
von Infrastruktur betreffend die Herstellung der AufschlieBungserfordernisse zur Ver-
kehrsentwicklung fiir die duBlere ErschlieBung des gesamten Projektgebiets Reininghaus
sind.

ERSCHLIESSUNGS- UND GESTALTUNGSMASSNAHMEN

Die Stadt Graz beabsichtigt, fiir das vertragsgegenstiandliche Planungsgebiet den 14.15.0
Bebauungsplan zu erlassen. Die Entscheidung des Gemeinderats erfolgt in Form einer
hoheitlichen Verordnung. Festgehalten wird, dass die Erlassung des Bebauungsplans
durch Verordnung des Gemeinderats keine Leistung aufgrund der gegenstandlichen Ver-
einbarung ist. Mit dieser Vereinbarung wird kein Rechtsanspruch der Grundeigentiimer
oder deren Rechtsnachfolger auf Verordnungserlassung begriindet.

Fiir die Herstellung der gemif 3.20 Flachenwidmungsplan festgelegten AufschlieBungs-
erfordernisse, im offentlichen Interesse sowie zur Umsetzung der Quartiersziele geméf
Rahmenplan Graz-Reininghaus sind quartierbezogene ErschlieBungs- und Gestaltungs-
maBnahmen, aber teilweise auch einheitliche Vorgaben fiir alle Quartiere in den Berei-
chen Mobilitit, Parkraum/Zufahrt, Energie, Baukultur/6ffentlicher Raum, Kunst und so-
ziale Nachhaltigkeit erforderlich. Diese sind gemeinsam mit den Grundeigentiimern fest-
zulegen und fiir die weitere Projektentwicklung maBgeblich. Die Stadt Graz und die
Grundeigentiimer treffen spezielle Regelungen in diesen Bereichen, um ihr gemeinsames
Nutzungsinteresse fiir das vertragsgegenstindliche Planungsgebiet umzusetzen und die
Voraussetzungen fiir die Aufhebung der AufschlieBungsgebietswidmungen herzustellen.

In Anbetracht der besonderen infrastrukturellen Herausforderungen muss zur Umsetzung
der von der Stadt Graz raumplanerisch gewiinschten hohen Verdichtung des Gesamtare-
als eine gesamtheitliche Verkehrslosung mit nachhaltigem Mobilitdtsmanagement insbe-
sondere unter Bezugnahme auf die Verkehrsmodellstudie Areal Reininghaus zur Reduk-
tion des MIV Anteils umgesetzt werden (durch aktive Malnahmen zur Verringerung des
Weganteils der MIV-LenkerInnen, Forderung der Verkehrsmittel des Umweltverbundes
[zu FuB, Fahrrad, OV] und Einschrinkung fiir den Kfz-Verkehr). Die in diesem Vertrag
in den nachfolgenden Punkten Mobilitdt, Parkraum und VerkehrserschlieBung getroffe-

nen Regelungen sollen dieser unumginglich erforderlichen Reduktion des MIV-Anteiles
dienen.

MOBILITAT

Im vertragsgegenstandlichen Planungsgebiet wird die ,,Sanfte Mobilitdt” im Sinne des
Rahmenplans Graz-Reininghaus (OV, Radwege, Parkierung usw) umgesetzt. Die Ver-
tragsparteien bekennen sich zu FérdermaBnahmen fiir den FuB- und Radverkehr, den Of-
fentlichen Verkehr und fiir alternative Mobilitidtsangebote (Carsharing, E-Mobilitdt, Mo-
bilitditsmanagement etc) sowie zur Umsetzung der nachstehenden speziellen Mobilitéts-
mafinahmen, wie reduzierte Kfz-Stellplatzschliissel oder Parkraummanagement.
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Die Grundeigentiimer verpflichten sich jeweils fiir den sie betreffenden Bauplatz die im
Entwurf des 14.15.0 Bebauungsplans vorgesehene Zahl der Fahrradabstellpldtze zu er-
richten. Mindestens 50% der erforderlichen Fahrradabstellplétze sind in die Gebdude zu
integrieren. In der Planung sind alle Fahrradabstellplitze vorzusehen, bei der Ausfithrung
kann eine etappenweise Herstellung derart vorgenommen werden, dass die Hilfte der an
der Oberfliche zu situierenden Fahrradabstellpldtze bedarfsorientiert fertiggestellt wird.
Die Situierung aller Fahrradabstellplidtze hat einfach erreichbar, abschlieBbar und witte-
rungsgeschiitzt zu erfolgen. Die Fahrradabstellpldtze miissen idealerweise fahrend, zu-
mindest schiebend zu erreichen sein, Stufen, Absitze, enge Zufahrtswege sind zu ver-
meiden.

Fiir das vertragsgegenstindliche Planungsgebiet miissen insgesamt mindestens zwei gut
zugéngliche Fahrradservicestationen (Serviceschrank oder Servicestation) eingerichtet
werden, die entsprechend zu warten sind. Jede Fahrradservicestation hat fiir Fahrradrepa-
raturen geeignetes Werkzeug sowie einen Kompressor mit Ventiladapter zu enthalten
(Vorbild siehe Fahrradstation Graz Hauptbahnhof).

. Die Grundeigentiimer verpflichten sich gemeinsam fiir das vertragsgegenstiandliche Pla-

nungsgebiet entweder zu einer Kooperation mit einem Fahrradtechniker (oder einer
gleichwertigen Einrichtung), sodass mindestens drei Jahre ab Bezug der ersten Wohnein-
heit pro Jahr zwei Fahrradservicetage fiir die Bewohner und Beschiftigten im vertragsge-
genstdndlichen Planungsgebiet angeboten werden oder anstelle dessen fiir das vertrags-
gegenstandliche Planungsgebiet insgesamt eine einmalige Pauschalzahlung an die Stadt
Graz in Hohe von netto € 7.000,00 zu leisten, damit die Durchfithrung der Fahrradser-
vicetage durch die Stadt Graz organisiert und vorgenommen werden. Spéitestens bei Be-
zug der ersten Wohneinheit im vertragsgegenstindlichen Planungsgebiet ist der Stadt
Graz, Abt. fir Verkehrsplanung, bekannt zu geben, welche Variante in Anspruch ge-
nommen wird. Bei Wahl der Pauschalzahlung ist der Pauschalbetrag binnen vier Wochen
ab Rechnungslegung zu bezahlen. Bei den Fahrradservicetagen sind eine kostenlose Kon-
trolle sowie ein kleines Service fiir Fahrrider (entsprechend Fahrrad-VO und StVO —
Kontrolle) anzubieten. Kosten fiir Reparaturen und Ersatzteile sind von den Fahrradei-
gentiimern selbst zu tragen.

Die Grundeigentiimer bekennen sich dazu, im vertragsgegenstdndlichen Planungsgebiet
zeitgemiBe Infrastrukturerfordernisse fiir E-Mobilitdt bereit zu stellen. Die Vertragspar-
teien erkldren sich bereit, Rahmenbedingungen und konkrete Umsetzungsmoglichen ge-
meinsam zu evaluieren und zu entwickeln.

Die Vertragsparteien bekennen sich zur Einrichtung eines allgemein zugénglichen Car-
sharing Systems (allenfalls auch in Verbindung mit der Errichtung eines ,,Multimodalen
Knotens*), mit dem Ziel, fiir zwei Jahre nach Bezug der ersten Wohneinheit im gesamten
vertragsgegenstidndlichen Planungsgebiet mindestens 1 Carsharing-Auto anzubieten. Fiir
das Carsharing System sind dauerhaft von den Grundeigentiimern mindestens 3 reservier-
te Stellpldtze auf den oberirdischen PKW-Abstellplitzen fiir das gesamte vertragsgegen-
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standliche Planungsgebiet unentgeltlich zur Verfiigung zu stellen; diese sind im vertrags-
gegenstindlichen Planungsgebiet dort zu situieren, wo sie laut Bebauungsplan zuldssig
sind. Die Stellplitze miissen den Anspriichen des Carsharings geniigen, gut und sicher
zuginglich und beleuchtet sein sowie die Breite eines Behindertenparkplatzes haben. Die
Grundeigentiimer verpflichten sich, fiir die Organisation und Umsetzung des Carsharing
Systems (1 Fahrzeug fiir zwei Jahre) eine zweckgebundene Pauschalsumme in Hohe von
netto € 19.000,00 bis spitestens Bezug der ersten Wohneinheit im vertragsgegenstandli-
chen Planungsgebiet an die Stadt Graz zu bezahlen. Wenn eine Einbindung in ein iiber-
geordnetes Gesamtsystem sichergestellt ist, kénnen die Grundeigentiimer die Organisati-
on und Umsetzung des Carsharing Systems (ein Fahrzeuge fiir zwei Jahre) auch selbst
vornehmen. Uber die Durchfiihrung dieser Alternativmoglichkeit muss vor Bezug der
ersten Wohneinheit im vertragsgegenstindlichen Planungsgebiet das Einvernechmen mit
der Stadt Graz hergestellt werden, andernfalls ist von den Grundeigentiimern die zweck-
gebundene Pauschalsumme binnen vier Wochen ab Rechnungslegung zu entrichten.

Die Grundeigentiimer verpflichten sich zentral in den Siedlungen Paketboxen vorzuse-
hen, die von allen Zustellern geniitzt werden kénnen, um die Mobilititswege zu optimie-
ren.

Die Grundeigentiimer bekennen sich zur umfassenden Mobilitétsberatung im vertragsge-
genstindlichen Planungsgebiet und verpflichten sich ein entsprechendes Beratungsange-
bot der Stadt Graz inklusive Dialogmarketing organisatorisch zu unterstiitzen. AuBlerdem
verpflichten sie sich entweder gemeinsam fiir das vertragsgegenstindliche Planungsge-
biet oder einzeln fiir den sie betreffenden Bauplatz ein MaBnahmenpaket ,,Sanfte Mobili-
tat* umzusetzen. Dieses umfasst

- Erstellung eines Infofolders, damit zukiinftige Nutzer {iber das Mobilitdtsangebot im
vertragsgegenstindlichen Planungsgebiet informiert werden. Der Folders ist potenti-
ellen oder kiinftigen Wohnungserstmietern/Wohnungserstkdufern zur Vorinformation
und/oder bei Vertragsabschluss zu iibergeben sowie im vertragsgegenstiandlichen Pla-
nungsgebiet Beschiftigten sowie anderen Nutzern zur Verfliigung zu stellen; dies ist
auch in zeitgeméBer digitaler Form méglich. Die Erstellung erfolgt in Abstimmung
mit der Abteilung fiir Verkehrsplanung.

- Bereitstellung von zumindest einer ein Jahr giiltigen OV-Jahreskarte mit einge-
schrinkter Ubertragbarkeit fiir die Zone 101 pro Wohneinheit fiir den Erstmie-
ter/Erstkiufer einer Wohneinheit im vertragsgegenstdndlichen Planungsgebiet, wobei
dafiir vom Erstmieter/Erstkdufer ein Selbstbehalt von max. 10 % eingehoben werden
darf. Diese ,,Haushaltsjahreskarte” kann innerhalb einer auf der Jahreskarte angefiihr-
ten Gruppe von Personen (maximal fiinf Personen) weitergegeben werden. Wenn zum
maBgeblichen Zeitpunkt (noch) keine haushaltsbezogene Jahreskarte verfiigbar ist,
haben die Grundeigentiimer bis zur Verfiigbarkeit eines haushaltsbezogenen Produk-
tes eine personalisierte Jahreskarte fiir den offentlichen Verkehr, Zone 101 pro
Wohneinheit bereitzustellen
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- Errichtung einer elektronischen Anzeige fiir die Abfahrtszeiten der 6ffentlichen Ver-
kehrsmittel und Fahrgastinformationen (online) beim Hauptausgang eines jeden Ge-
biudes im  vertragsgegenstindlichen  Planungsgebiet, damit die OV-
Fahrgastinformation bereits in den Gebduden durchgefiihrt werden kann. Vorausset-
zung ist eine Bereitstellung der Daten durch zustindige Stellen (zB Verkehrsver-
bund). Die elektronische Anzeige (Monitor) kann auch fiir andere Nutzungen zur
Verfligung stehen (zB Informationsplattform fiir Hausverwaltung), wenn eine dauer-
hafte Sichtbarkeit der Abfahrtszeiten sichergestellt ist.

Die Vertragsparteien bekennen sich zu einer gemeinsam durchzufiihrenden Evaluierung
der MobilitdtsmalBnahmen. Die Grundeigentiimer verpflichten sich, der Stadt Graz die fiir
die Evaluierung erforderlichen Daten und Unterlagen bereitzustellen sowie die erforderli-
chen Vororterhebungen aktiv zu unterstiitzen und den betrauten Personen Zugang zu den
Stellplatzen und Verkehrswegen zu gewihren.

Die Grundeigentiimer haben der Abteilung fiir Verkehrsplanung rechtzeitig vor Erstbezug
jeweils fiir den sie betreffenden Bauplatz eine Ansprechperson fiir die Umsetzung und
Evaluierung der MobilitditsmaBBnahmen im vertragsgegensténdlichen Planungsgebiet be-
kannt zu geben. Die Grundeigentiimer sind verpflichtet alle Hausverwaltungen im ver-
tragsgegenstdndlichen Planungsgebiet iiber die MobilititsmaBBnahmen und die Inhalte
bzw. Umsetzung des MaBBnahmenpakets fiir den 6ffentlichen Verkehr zu unterrichten.

PARKRAUM

Fiir die unterirdischen PKW-Abstellplitze ist auf den Bauplitzen A, B und C fiir das ge-
samte vertragsgegensténdliche Planungsgebiet eine Sammelgarage zu errichten.

Ein- und Ausginge zu der gemeinsamen unterirdischen Sammelgarage miissen auch di-
rekt von allgemein zuginglichen Freiflichen erreichbar sein. Direkte Uberginge, sei es in
Form von Treppen, Verbindungsgingen, Aufziigen und dgl., zwischen Garage und den
dariiber errichteten Hausern sind nur fiir maximal 50 % aller oberirdischen Nutzflichen
im vertragsgegenstindlichen Planungsgebiet zuldssig. Das heiBit, mindestens 50 % der
oberirdischen Nutzflichen im vertragsgegenstidndlichen Planungsgebiet diirfen von einer
Garage aus nur tiber die Freiflichen des Geléndes erreichbar sein Die Grundeigentiimer
werden erforderlichenfalls privatrechtliche Vereinbarungen iiber die (interne) Aufteilung
und Zuordnung treffen.



8.1.

8.2.

« J0=

ENERGIE

Zum Thema Energieversorgung wird auf den Letter of Intent ,,Energiemodell im Stadtteil
Reininghaus® mit Energie Graz GmbH & Co KG vom 11.4.2016 verwiesen (Beilage B).
Die Grundeigentiimer erkldaren im Zuge der Einreichplanung eine detaillierte Regelung
mit Energie Graz zur Ausgestaltung ihrer Verpflichtungen beziiglich Herstellung der An-
schliisse und Abnahme der Energie zu treffen.

BAUKULTUR, OFFENTLICHER RAUM, GRUNRAUM

Die Festlegungen im 14.15.0 Bebauungsplan erfolgen nach Mafigabe von baukiinstleri-
schen Wettbewerbsergebnissen fiir das vertragsgegenstindliche Planungsgebiet. Die
Grundeigentiimer bekennen sich zu einer weitestgehenden Architekturvielfalt im ver-
tragsgegenstdndlichen Planungsgebiet und verpflichten sich eine unterschiedliche und
abwechslungsreiche Architektursprache bei der Ausfiithrung der einzelnen Gebdude um-
zusetzen. Es ist geplant, mehrere Architekten an der Einreichplanung und Umsetzung zu
beteiligen; eine gemeinsame Einreichung durch mehrere Planer ist moglich, um den stiad-
tebaulichen und gestalterischen Zusammenhalt der einzelnen Teilprojekte zu gewihrleis-
ten (zB durch die Verfasser der Projekte 38 und 28).

Die Vertragsparteien verpflichten sich zu einer einheitlichen und abgestimmten Gestal-
tung des offentlichen Raums (6ffentliches Gut und 6ffentlich zugéngliche Flichen im
Privateigentum — letztere sind vor Erlassung eines Bebauungsplanes festzulegen). Dies
betrifft insbesondere die Infrastruktureinrichtungen fiir Griilnraum und Verkehr zur Ge-
staltung des Offentlichen Raums (zB StraBenanlagen: Errichtung/Ausbau, Griinstreifen
mit Bdumen, Entwisserung, Beleuchtung, etc), fiir welches ein einheitliches Gestaltungs-
bild gemél den Zielsetzungen einer smarten sowie nachhaltigen Gebietsentwicklung her-
zustellen ist. Auf die tibergeordneten stadtebaulichen Freiraumstrukturen und auf die frei-
raumplanerische Intention in Reininghaus ist Bezug zu nehmen.

Die Grundeigentiimer verpflichten sich eine gemeinsame und einheitliche Auflenraum-
planung vorzunehmen und ein hochwertiges Freiraumkonzept durch einen Fachplaner auf
dem Gebiet der Freiraumplanung in Abstimmung mit den zustdndigen Fachabteilungen
(A10/5, A 10/8, A14) zu erstellen. Darin ist auch eine planerische Abgrenzung zwischen
den strallenbildwirksamen Bereichen und den nicht-straBenbildwirksamen Bereichen des
offentlichen Raums vorzunehmen; fiir diese Bereiche bestehen unterschiedliche Gestal-
tungsanspriiche. Fiir den abzugrenzenden straBenbildwirksamen Bereich des Offentlichen
Raums gilt als Qualitéts- und Gestaltungsanspruch ein Richtwert von max. netto € 300m?.
(wertgesichert nach dem Baukostenindex, Stand Zeitpunkt Vertragsunterfertigung der
gegenstidndlichen Vereinbarung). Die darin enthaltenen Leistungen umfassen insbesonde-
re Aufbauten, finale Oberflachen, Mdoblierung, Beleuchtung, Leitungen, Bepflanzungen,
Versickerungsanlagen fiir Meteorwésser der privaten Freiflichen ausgenommen Dach-
wisser, Bodenmarkierungen, Beschilderungen; Planungsleistungen sind ausgenommen.
Die Grundeigentiimer erklédren die dem Qualitdtsanspruch entsprechenden Infrastruktur-
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einrichtungen zur Gestaltung des Offentlichen Raums auf den jeweiligen Bauplitzen um-
zusetzen und zu realisieren.

Die Vertragsparteien bekennen sich zu dem fiir Reininghaus vorgesehenen Griin- und
Freiraumsystem (Reininghauspark, Freiriume auf Baufeldern, Straen- und Platzriume,
Alleen). Durch 6ffentliche, quartierséffentliche sowie private Griinflichen ist ein Stadtteil
mit hoher Lebensqualitét zu schaffen; die bewusste Nutzung des Griinraums und seiner
Wohlfahrtswirkungen (Klimaregulation, Verdunstung, Windeffekte, Durchliiftung, Be-
schattung etc.) sind als angenechm wahrnehmbare Umweltbedingungen sicher zu stellen.
Auf eine innovative Oberflichenentwisserung und die Einhaltung der ,,Freiraumplaneri-
schen Standards* (Stand 03/2015) der Stadt Graz ist besonderes Augenmerk zu legen. Fiir
die Schnittstellen von (halb-)dffentlichen und privaten Griin- und Freirdumen/-flichen
verpflichten sich die Grundeigentiimer zur engen Zusammenarbeit mit der Stadt Graz, um
ein zusammenhangendes Gestaltungsbild zu wahren.

Im Bereich der Giiltigkeitsgrenze des Bebauungsplanes zur Kratkystrafle sind die Vorgar-
tenzonen und die Oberflichenstellplitze in Abstimmung auf die StraBenraumgestaltung
mit einer hohen Gestaltungsqualitidt zu entwickeln und die Baumpflanzungen im Bereich
der Parktaschen mit der Stadt Graz, Abteilung fiir Griinraum und Gewisser abzustimmen.

KUNST

Die Grundeigentiimer bekennen sich zur Kunst im Offentlichen Raum und dem Einsatz
von Kunst und Kultur als Fordermittel zur Stadtteilentwicklung gemeinsam mit der Stadt
Graz, Kulturamt unter Einbezichung des Beirates fiir Kunst im 6ffentlichen Raum nach
Malfigabe der folgenden Bestimmungen.

Die Grundeigentiimer verpflichten sich in vorheriger Abstimmung mit der Stadt Graz,
Kulturamt, fiir das vertragsgegenstindliche Planungsgebiet Budgetmittel fiir Kunst am
Bau bzw. Kunst im privaten oder halbéffentlichen Raum im AusmaB von zumindest netto
€ 2 pro m? BruttogeschoBfliche (BGF) gemil Bebauungsdichteverordnung LGBI. Nr.
38/1993 in der Fassung LGBI. Nr. 58/2011 entweder in den Baukosten vorzusehen oder
sonst zu investieren. Fiir die Auswahl der Kiinstler oder Projekte ist das Einvernehmen
mit der Stadt Graz, Kulturamt, unter Einbeziehung des Beirates fiir Kunst im 6ffentlichen
Raum herzustellen. Erfolgt innerhalb von 6 Wochen keine Riickmeldung der Stadt Graz,
Kulturamt zu einem bestimmten schriftlich tibermittelten Vorschlag, gilt dieser Vorschlag
als genehmigt. Die Stadt Graz, Kulturamt darf maximal zwei Vorschldge der Grundeigen-
tiimer ablehnen; der dritte Vorschlag gilt jedenfalls als genehmigt. Mehrere Teilprojekte
fiir einen Grundeigentiimer sind ebenso zulédssig, wie ein gemeinsames Projekt mehrerer
Grundeigentiimer; Projekte vor Baubeginn oder wihrend der Bauzeit kénnen in Anrech-
nung gebracht werden. Auch Fassadengestaltungen und Beschilderungen sind als Kunst
im 6ffentlichen Raum moglich. Die Stadt Graz, Kulturamt bekennt sich zu einer 16sungs-
orientierten Vorgehensweise und unterstiitzt iber Ersuchen bei der Suche nach und Aus-
schreibung von geeigneten Projekten.
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9.3. Die Grundeigentiimer erteilen ihre Zustimmung dazu, der Stadt Graz Flichen im ver-
tragsgegenstindlichen Planungsgebiet fiir eine kulturaffine Zwischennutzung zur Verfii-
gung zu stellen. Die Flidchen sind fiir ein Monat pro Jahr, maximal fiinf Jahre lang bereit
zu stellen, solange im vertragsgegenstindlichen Planungsgebiet ausreichend grofie, unbe-
baute und nicht vertraglich anderweitig genutzte Flichen vorhanden sind.

10. SOZIALE NACHHALTIGKEIT

10.1. Die Grundeigentiimer erkldren im vertragsgegenstandlichen Planungsgebiet einen so-
zial- und nutzungsdurchmischten zukunftsfihigen Stadtteil mit hoher Lebensqualitit zu
entwickeln und leistbares Wohnen in nachhaltiger Gemeinschaftsstruktur herzustellen. Es
sind Wohneinheiten in unterschiedlichen Gréfen zu errichten.

10.2. Die Grundeigentiimer verpflichten sich im vertragsgegenstindlichen Planungsgebiet
ein zweckmiBiges Mindestmall an Gemeinschaftseinrichtungen (Rdumen und Freiflichen
zB fiir Sport, Wellness, Versammlungen, Freizeitgestaltung, handwerkliche oder kiinstle-
rische Betitigung und dgl.) zu errichten. Diese Einrichtungen stehen im Gegensatz zu
kommerziellen Angeboten jeweils den Bewohnern und/oder Beschiftigten eines oder
mehrerer Gebdude exklusiv zur Verfligung; sie stellen eine Aufwertung der Wohnungen
dar und fordern die Identifikation und den Zusammenhalt. Pro m? BruttogeschoBfliche
(BGF) gemiB Bebauungsdichteverordnung LGBI. Nr. 38/1993 in der Fassung LGBI. Nr.
58/2011 sind jedenfalls mindestens 0,006m? Nutzfldche in geschlossenen Raumen vorzu-
sehen, wobei nur Wohnnutzungen in die Bemessungsgrundlage einflieBen. Die Gemein-
schaftsraume selbst zéhlen nicht zur Nutzung ,,Wohnen* iSd Punktes 2.4. Alternativ kdn-
nen bis zu 50 % dieser Verpflichtung dadurch erfiillt werden, dass stattdessen eine ange-
messene Beteiligung der Grundeigentiimer an der Einrichtung und dem Betrieb einer 6f-
fentlichen, insb. kulturellen Einrichtung im Stadtteil Graz-Reininghaus einvernehmlich
vereinbart wird. Es ist zuldssig, fiir mehrere Gebdude einen gemeinsamen Raum herzu-
stellen, wobei jedoch fiir jeweils maximal 20.000m? Bruttogeschofifliche (BGF) gemil
Bebauungsdichteverordnung LGBI. Nr. 38/1993 in der Fassung LGBI. Nr. 58/2011-
Wohnen ein eigener Raum vorhanden sein muss.

11. STADTTEILMANAGEMENT

11.1. Ein aktives Stadtteilmanagement im vertragsgegenstindlichen Planungsgebiet dient
als Informationsdrehscheibe, Imagebildungsstitte sowie Service fiir Grundeigentiimer
und sonstige lokale Akteure. Aufgaben sind zum Beispiel Offentlichkeitsarbeit, Unter-
stiitzung der inhaltlich-thematischen Programmierung der Erdgeschoflzonen, Unterstiit-
zung bei der Erstbe-zugsphase und Mobilitdtsmanagement sowie Organisation von etwa-
igen Zwischennut-zungen und Biirgerbeteiligungsprozessen. Die Grundeigentiimer be-
kennen sich zur aktiven Unterstiitzung und projektspezifischen Mitfinanzierung fiir in
Anspruch genommene Leistungen dieses Stadtteilmanagements bei im Vorhinein abge-
stimmten Aktivitdten. Die Basisfinanzierung erfolgt iiber die Stadt Graz.
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12. BEDINGUNG

12.1. Diese Vereinbarung ist aufschiebend bedingt mit der Kundmachung der von der Stadt
Graz beschlossenen Verordnung tiber die Aufhebung der AufschlieBungsgebietswidmun-
gen fiir das vertragsgegenstindliche Planungsgebiet bzw. flir den jeweiligen Bauplatz.
Wird eine Baubewilligung nach MaBigabe des § 8 Abs 4 StROG 2010 erteilt, wird die
Vereinbarung mit der Erteilung der Baubewilligung wirksam.

13. RECHTSNACHFOLGE

13.1. Die Grundeigentiimer verpflichten sich, diesen Vertrag schriftlich mit allen Rechten
und Pflichten (einschlieBlich dieser Uberbindungsverpflichtung) auf alle Rechtsnachfol-
ger im Allein- oder Miteigentum des vertragsgegenstandlichen Planungsgebiets oder Tei-
len davon und auf sdmtliche Berechtigte aus einer obligatorischen und/oder dinglichen
Berechtigung zur Baufiihrung auf dem vertragsgegenstindlichen Planungsgebiet zu iiber-
binden; dies mit der Verpflichtung, dass auch die (weiteren) Rechtsnachfolger diesen
Vertrag mit allen Rechten und Pflichten (einschlieBlich dieser Uberbindungsverpflich-
tung) auf ihre Rechtsnachfolger im Allein- oder Miteigentum des vertragsgegenstindli-
chen Planungsgebiets oder Teilen davon und auf sdmtliche Berechtigte aus einer obliga-
torischen und/oder dinglichen Berechtigung zur Baufiihrung auf dem vertragsgegensténd-
lichen Planungsgebiet schriftlich iiberbinden.

13.2. Diese Vereinbarung betrifft ErschlieBungs- und GestaltungsmaBBnahmen fiir die ge-
wollte Entwicklung des vertragsgegenstidndlichen Planungsgebiets und soll daher die
Grundeigentiimer im vertragsgegenstdndlichen Planungsgebiet als (zukiinftige) Projekt-
entwickler bzw. Bautriger binden. Spitere Wohnungseigentiimer bzw. Wohnungseigen-
tumswerber im (entwickelten) vertragsgegenstindlichen Planungsgebiet gelten demge-
méf nicht als primdre Adressaten der vertragsgegenstindlichen Pflichten; die Realisier-
barkeit bzw. Umsetzung der vereinbarten Maflnahmen muss dessen ungeachtet aber dau-
erhaft sichergestellt sein. Die Uberbindungspflicht nach Punkt 13.1 dieser Vereinbarung
gilt daher nicht fiir solche Rechtsnachfolger, die ihre dingliche Berechtigung in Form von
Wohnungseigentum bzw. dem Anwartschaftsrecht auf Begriindung von Wohnungseigen-
tum an den bereits entwickelten Projekten begriinden. Ausdriicklich festgehalten wird
aber, dass die Pflicht der Grundeigentiimer bzw. Berechtigten aus einer sonstigen obliga-
torischen und/oder dinglichen Berechtigung zur Erfiillung allfélliger bis zu diesem Zeit-
punkt noch nicht (ordnungsgemaB) erfiillter Vertragspunkte ungeachtet der Begriindung
von Wohnungseigentum fortbesteht und in diesem Fall die (bisherigen) Grundeigentiimer
bzw. Berechtigten (Projektentwickler/Bautrdger) sowie die aus diesem Vertrag jeweils
verpflichteten Vertragspartner weiterhin trifft. Zudem verpflichten sich die Grundeigen-
timer vor der Begriindung von Wohnungseigentum im vertragsgegenstandlichen Pla-
nungsgebiet die ausschlieBliche und dauerhafte Nutzung erforderlicher Grund- bzw.
Stellplatzflachen wie fiir zZB Car-Sharing gegeniiber der Stadt Graz grundbiicherlich si-
cherzustellen, sodass die MaBBnahmenrealisierung dauerhaft gewihrleistet ist. Die grund-
biicherliche Sicherstellung (Verbiicherung) dieser Nutzungsrechte hat fiir die betreffen-
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den Grundstiicke jeweils im ersten Rang nach den in der Beilage A (Grundbuchauszuge
fiir Gst. Nr. 336/1, EZ 109, KG 63109 Baierdorf) zum Zeitpunkt dieses Vertragsab-
schlusses ersichtlichen Lasten zu erfolgen; die Grundeigentiimer verpflichten sich fiir die

jeweiligen Grundstiicke ebendiesen Rang gegeniiber allen zeitlich nachfolgenden Lasten
sicherzustellen.

Diese Begrenzung der Uberbindungspflicht bezieht sich nicht auf den Bereich Energie,
fiir den gesonderte Regelungen getroffen werden.

13.3. Wenn die Grundeigentiimer die Verpflichtungen aus dieser Vereinbarung an ihre
Rechtsnachfolger weitergeben und die Rechtsnachfolger die Verpflichtungen aus dieser
Vereinbarung rechtswirksam iibernehmen, haften die Grundeigentiimer weiterhin als So-
lidarschuldner fiir die Erfiillung der noch nicht (ordnungsgeméB) erfiillten Verpflichtun-
gen aus dieser Vereinbarung, es sei denn sie werden durch schriftliche Zustimmung der
Stadt Graz von ihren Vertragspflichten (teilweise) entbunden. Die Entlassung aus der So-
lidarhaftung darf von der Stadt Graz nur dann verweigert werden, wenn berechtigte Zwei-
fel an der Bonitit des Rechtsnachfolgers bestehen.

14. SICHERSTELLUNG

14.1. Fiir den Fall, dass die Pflichten aus diesem Vertrag geméfl Vertragspunkt 6.2. trotz
Setzung einer 8-wochigen Nachfrist nicht vereinbarungsgemaB erfiillt werden, verpflich-
ten sich die Grundeigentiimer bezogen auf den jeweiligen Bauplatz der Stadt Graz eine
Vertragsstrafe in Hohe von einmalig € 100.000,00 je Versto3 bezogen auf den jeweiligen
Bauplatz zu bezahlen. Fiir den Fall, dass sonstige Pflichten aus dieser Vereinbarung,
ndmlich Pflichten aus den Vertragspunkten 2.4, 5.2, 5.3, 5.5, 5.6, 5.7, 5.8, 5.9, 6.1, 8.2,
9.2, 93, 10.2, 13.1, 13.2 trotz Setzung einer 8-wdchigen Nachfrist durch die Stadt Graz
von den Grundeigentiimern nicht vereinbarungsgemifl erfiillt werden, verpflichten sich
die Grundeigentiimer bezogen auf den jeweiligen Bauplatz der Stadt Graz eine Vertrags-
strafe in Héhe von einmalig € 25.000,00 je VerstoB bezogen auf den jeweiligen Bauplatz
zu bezahlen, maximal fiir alle sonstigen Fille gemeinsam jedoch € 500.000,00. Die Be-
zahlung der Vertragsstrafe befreit nicht von der Erfiillung aller oder einzelner Pflichten
aus diesem Vertrag; Anspriiche auf Ersatz weitergehender Schidden sowie auf Unterlas-
sung kiinftigen verbotswidrigen Verhaltens bleiben davon unbertihrt.

14.2. Die Grundeigentiimer verpflichten sich sdmtliche aus diesem Vertrag erwachsenden
Pflichten fiir das vertragsgegenstindliche Planungsgebiet im Grundbuch ersichtlich zu
machen, soweit dafiir eine Verbiicherungsféhigkeit gegeben ist. Soweit einzelne Pflichten
nicht verbiichert werden kénnen, bleibt im Falle der Rechtsnachfolge bei Ubertragung
von Allein- oder Miteigentum des vertragsgegenstiandlichen Planungsgebiets oder Teilen
davon sowie bei Einrdumung einer obligatorischen und/oder dinglichen Berechtigung zur
Baufiihrung auf dem vertragsgegenstindlichen Planungsgebiet eine Solidarhaftung des
jeweiligen Grundeigentiimers fiir die Bezahlung der Vertragsstrafe bestehen, es sei denn,
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er wird durch schriftliche Zustimmung der Stadt Graz von der Verpflichtung zur Bezah-
lung der Vertragsstrafe entbunden.

14.3. Die Vertragsparteien bekennen sich zu einem gemeinsamen Pflichtenmanagement:
Die Grundeigentiimer bzw. ihre zur Baufiihrung berechtigten Rechtsnachfolger werden
der Stadt Graz, A10-Stadtbaudirektion gleichzeitig mit der Einreichung der (jeweiligen)
Bauansuchen bei der Bau- und Anlagenbehdrde fiir den betreffenden Bauplatz ein Kon-
zept mit planlicher Darstellung fiir die beabsichtigte Umsetzung der in dieser Vereinba-
rung geregelten baulichen MaBnahmen (bauliche Pflichten aus den Vertragspunkten 2.4,
5.2, 5.6, 6.1, 6.2, 8.2, 9.2, 10.2) vorlegen sowie der Stadt Graz, A10-Stadtbaudirektion
gleichzeitig mit der jeweiligen (Teil-) Fertigstellungsanzeige/Ansuchen um (Teil-) Be-
niitzungsbewilligung fiir den betreffenden Bauplatz den Nachweis fiir deren baulichen
Umsetzung iibermitteln (Umsetzungsbeleg). Erfolgt innerhalb von 8 Wochen keine
Riickmeldung der Stadt Graz, A10-Stadtbaudirektion zu schriftlich iibermittelten Umset-
zungsbeleg(en), gilt/gelten die betreffende(n) baulichen MafBinahmen als abgenommen,
wenn und soweit der Stadt Graz, A10-Stadtbaudirektion auch schon bei der Einreichung
der (jeweiligen) Bauansuchen das Konzept mit planlicher Darstellung fiir die beabsichtig-
te Umsetzung der betreffende(n) baulichen MaBinahmen vorgelegt worden ist (Abnahme).
Bei Abnahme der baulichen MaBnahmen durch die Stadt Graz, A10-Stadtbaudirektion
sind die betreffenden Grundeigentiimer jedenfalls von der Verpflichtung zur Bezahlung
der jeweiligen Vertragsstrafe entbunden.

Auflerdem benennen die Grundeigentiimer der Stadt Graz, A10-Stadtbaudirektion recht-
zeitig vor Erstbezug der ersten Wohn- bzw. betrieblichen Nutzungseinheit fiir den sie be-

treffenden Bauplatz eine Ansprechperson fiir die Umsetzung der laufenden Vertrags-
pflichten.

15. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

15.1. Die Grundeigentiimer verzichten fiir sich und alle Rechtsnachfolger im Allein- oder
Miteigentum des vertragsgegenstindlichen Planungsgebiets oder Teilen davon auf jede
Anfechtung dieses Vertrags wegen Irrtums und/oder Verkiirzung iiber die Hilfte des
wahren Wertes sowie aus jedem anderen Grund.

15.2. Die Grundeigentiimer erkldren sich damit einverstanden, dass die Daten im Rahmen
der verwaltungstechnischen Erfordernisse EDV-méBig erhoben, gespeichert und verwal-
tet werden. Das beinhaltet jedoch keine Weitergabe der Daten an Personen, die mit die-

sem Vertrag in keinem unmittelbaren rechtlichen und tatsdchlichen Zusammenhang ste-
hen.

15.3. Anderungen und Ergéinzungen dieses Vertrags (cinschlieBlich dieses Schriftformge-
bots) bediirfen der Schriftform. Die Vertragsparteien vereinbaren verbindlich, dass miind-
lichen Abreden erst durch schriftliche Befestigung Rechtswirkung zukommt.
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15.4. Fiir den Fall, dass die Stadt Graz innerhalb eines Zeitraumes von fiinf Jahren ab Unter-
fertigung dieses Vertrages mit Grundeigentiimern von anderen im Projektgebiet Reinin-
ghaus gelegenen Grundstiicken (Quartieren) mit Ausweisung Bauland AufschlieBungsge-
biet ,,Kerngebiet", Bauland AufschlieBungsgebiet "Kerngebiet", in welchem die Errich-
tung von Einkaufszentren ausgeschlossen ist, oder Bauland AufschlieBungsgebiet "All-
gemeines Wohngebiet" gemiB der 20. Anderung des 3.0 Flichenwidmungsplans (3.20
Flichenwidmungsplan) Vereinbarungen betreffend Erschliefungs- und GestaltungsmalB-
nahmen abschlief§t und darin Regelungen getroffen werden, welche in Relation und Be-
deutungsgehalt von den in dieser Vereinbarung getroffenen Regelungen im Sinne einer
Besserstellung bzw. Begiinstigung der anderen Grundeigentiimer abweichen

- im Bereich Mobilitit hinsichtlich der Qualitit der Fahrradabstellplétze und/oder Fahr-
radservicestationen, der Zahl der Fahrradservicetage und/oder Pauschalzahlungs-
summe, der Zahl der Carsharing Autos und/oder Pauschalzahlungssumme, der Mobi-
litdtsberatung und/oder des MaBBnahmenpakets "Sanfte Mobilitéit";

- im Bereich Parkraum hinsichtlich der direkten Erreichbarkeit von Sammelgaragen;

- im Bereich Kunst hinsichtlich der Hohe der pro m? bereit zu stellenden Budgetmittel
fiir Kunst am Bau bzw. Kunst im privaten oder halbéffentlichen Raum;

- im Bereich Soziale Nachhaltigkeit hinsichtlich der Ausgestaltung der Gemeinschafts-
rdume und/oder entsprechender Alternativen;

- im Bereich Stadtteilmanagement hinsichtlich der Finanzierung; oder

- hinsichtlich (der Hohe) der Vertragsstrafen,

werden die Vertragsparteien einvernehmlich sinngemifBle Anpassungen dieses Vertrages
vornehmen. Auch diesen Abianderungen und/oder Ergdnzungen kommt erst durch schrift-
liche Befestigung Rechtswirkung zu.

15.5. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages nichtig, unwirksam oder undurch-
setzbar sein, beriihrt dies nicht die Giiltigkeit der {ibrigen Vertragsbestimmungen. Die
nichtige, unwirksame oder undurchsetzbare Bestimmung gilt automatisch als durch die-
jenige giiltige, wirksame und durchsetzbare Bestimmung ersetzt, die dem von den Partei-

en mit der nichtigen, unwirksamen oder undurchsetzbaren Bestimmung verfolgten Zweck
am ndchsten kommt.

15.6. Rechtswirksame Zustellungen der Vertragsparteien erfolgen an die eingangs genann-

ten Adressen bzw. die zuletzt den Vertragsparteien schriftlich bekannt gegebenen Adres-
sen.

15.7. Der Vertrag wird einfach im Original errichtet, dieses verbleibt bei der Stadt Graz.
Jede Vertragspartei erhilt eine Abschrift.
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15.8. Die Kosten, Steuern, Abgaben und Gebiihren im Zusammenhang mit der Errichtung
dieses Vertrags trigt die Stadt Graz.

15.9. Die Aufwendungen allfilliger rechtlicher Beratung trigt jede Vertragspartei selbst.

15.10. Fiir samtliche Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung wird
die ausschlieBliche Zustiandigkeit des sachlich in Betracht kommenden Gerichts in Graz

vereinbart.

15.11. Der 3.20 Flaichenwidmungsplan der Landeshauptstadt Graz ist integrierender Bestand-
teil dieser Vereinbarung.

Beilage A:  Grundbuchauszug Gst. Nr. 336/1, EZ 109, KG 63109 Baierdorf, [Stand
31.3.2016]
Beilage B:  Letter of Intent ,,Energiemodell im Stadtteil Reininghaus* vom 11.4.2016

1. Fiir die Stadt Graz

................................. G, 0 wovinsas
Der Biirgermeister: Mag. Siegfried Nagl

................................. Graz,am ..............
Gemeinderat/Gemeinderitin

................................. Graz,am ..............

Gemeinderat/Gemeinderitin



= T8~

2. Fiir Gemeinniitzige Wohn- und Siedlungsgesellschaft SCHONERE ZUKUNFT
STEIERMARK Gesellschaft m.b.H.:

...... o - Graz,am//{.‘-:?.((e?&/é

S idM.ag_ Dr. Dumpelnik

3. Fiir die BWS Gemeinniitzige allgemeine Bau-, und Wohn- und Siedlungsgenos-
senschaft reg.Gen.m.b.H.:

Mag.Hamerle
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GRUNDBUCH

Auszug aus dem Hauptbuch

KATASTRALGEMEINDE 63109 Baierdorf EINLAGEZAHL 109
BEZIRKSGERICHT Graz-West
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Letzte TZ 7052/2015

Einlage umgeschrieben gemaB Verordnung BGBl. II, 143/2012 am 07.05.2012
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GST-NR G BA (NUTZUNG) FLACHE GST-ADRESSE
336/1 G Garten(10) * 19368
Legende:

G: Grundstick im Grenzkataster
*: Flache rechnerisch ermittelt
Garten (10) : Garten (Garten)
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1 a 6970/2006 10884/2014 10885/2014 Grunddienstbarkeit der Errichtung,
Duldung, Fihrung und des Betriebes einer unterirdischen Kanalleitung
an Gst 337/1 fur Gst 336/1
6 a 10884/2014 BEV 3034/2013/63 Anderung hins Gst 336/1 336/2 336/3
15 a geloscht
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2 ANTEIL: 1/3
Gemeinniitzige Wohn- und Siedlungsgesellschaft SCHONERE ZUKUNFT STEIERMARK
Gesellschaft m.b.H. (FN 38578h)
ADR: Liebenauer HauptstraBe 289, Graz-Liebenau 8041
b 10888/2014 IM RANG 25247/2013 Kaufvertrag 2014-05-09 Eigentumsrecht
3 ANTEIL: 2/3
BWS Gemeinniitzige allgemeine Bau-, und Wohn- und Siedlungsgenossenschaft
registrierte Genossenschaft mit beschrankter Haftung (FN 94623b)
ADR: Margaretengliirtel 36-40, Wien 1050
b 10888/2014 IM RANG 25247/2013 Kaufvertrag 2014-05-09 Eigentumsrecht
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LETTER OF INTENT

Energiemodell
im Stadtteil Reininghaus

abgeschlossen zwischen

Energie Graz GmbH & Co KG
8010 Graz, Schénaugiirtel 65,

im Folgenden , Energie Graz" genannt,

und

Gemeinniitzige Wohn- und Siedlungsgesellschaft
Schonere Zukunft Steiermark GesmbH
8010 Graz, MunzgrabenstraBe 36,

BWS Gemeinniitzige allgemeine Bau-, Wohn- und
Siedlungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft m.b.H.
1050 Wien, Margaretengurtel 36-40

im Folgenden ,Kunde" genannt,
beide als ,Projektpartner" bezeichnet



1. Praambel

Aufgrund der vorherrschenden Feinstaubproblematik in Graz wurde die Energie
Graz von der Stadt Graz aufgefordert alternative Mdglichkeiten zur
emissionsarmen und ressourcenschonenden Energieversorgung fiir den Stadtteil
Reininghaus zu planen und vorzubereiten.

Die Energie Graz ist diesem Auftrag entsprechend nachgekommen, hat ein
innovatives, Okologisch wertvolles und marktkonformes Energiemodell
ausgearbeitet, welches am 16. Mai 2013 im Gemeinderat der Stadt Graz
beschlossen wurde. Das vorliegende Energiemodell zeigt, dass eine 6kologisch
und 6konomisch nachhaltige Versorgung des neuen Stadtteiles Reininghaus mit
Hilfe von unmittelbar verfligbarer Niedertemperaturabwarme aus dem Stahlwerk

Marienhttte die optimale Variante ist.

2. Projektziel

Flr den neuen Stadtteil Reininghaus werden in ausreichender Menge vorhandene
industrielle Abwarmepotentiale zentral fiir die Beheizung der zu errichtenden
Objekte sowie zur Warmwasserbereitung Uber ein neu zu errichtendes
Niedertemperatur-Warmenetz nutzbar gemacht. Zur Sicherstellung der
Warmeversorgung wird ein modular aufgebautes Speichersystem (im Power

Tower / Lechthaler Silo) installiert.

Das Temperaturniveau der industriellen Prozesswarme wird durch Warmepumpen
auf ein fur den Kunden nutzbares Temperaturniveau von ca. 65°C angehoben.

Mit diesem Letter of Intent (im Folgenden kurz ,LOI" genannt) werden die
wesentlichen Rahmenbedingungen des in Aussicht genommenen Projekts sowie
die weitere Vorgangsweise zu einer Realisierung einvernehmlich festgelegt.
Weiters vereinbaren die Projektpartner die Sicherstellung der Niedertemperatur-
Warmeversorgung bzw. die Herstellung der Anschliisse am Niedertemperatur-
Wéarmenetz und die Warme fiir die Gebdudeheizung und zur
Warmwasserbereitung ausschlieBlich aus diesem Netz zu beziehen.



Projektbeschreibun

3.

Die technische Grundkonzeption und die Grenzen sind im Prinzipschema gema0

Punkt 3.1 ersichtlich.
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3.2. Niedertemperatur-Nahwdrmenetz

Der neue Stadtteil wird Uber ein neu zu errichtendes erdverlegtes
Niedertemperatur - W&rmenetz mit Heizenergie, ergdnzend zu den (blichen
Bedingungen der Energie Graz fir die Fernwdrmeversorgung, versorgt. Das
Temperaturniveau der Prozesswdrme wird durch Warmepumpen auf ein fir den
Kunden nutzbares Temperaturniveau von ca. 65°C angehoben.

Die GebietsaufschlieBung mit Niedertemperatur-Abwarme erfolgt
bedarfsorientiert. Filir die konkrete Netz-Ausbauplanung wird der Kunde der
Energie Graz die erforderlichen Unterlagen rechtzeitig zur Verfiigung stellen.
Bei Abschluss des LOI sind folgende Informationen erforderlich (siehe Beilagen)
und der Energie Graz zu (ibermitteln:

- eindeutig ortliche Zuordnung der geplanten BaumaBnahme(n)

(Grundstick, Quartier),

- geplante BruttogeschoBflache(n),

-~ Anzahl der Nutzer bzw. Bewohner im Teil- und Vollausbau,

- Art der geplanten Verbauung und Nutzung,

- Warmeleistung/Warmemengen (getrennt nach Heizung u. Warmwasser)

- Verwendungsart (Raumwérme, etc.),

- geplanter Baubeginn und Dauer bis zum Vollausbau,

- Anzahl der Bauabschnitte und Anschlusspunkt am Nahwdrmenetz,

— Grundrissplan der/des Bauobjekte(s).

Der Kunde wird der Energie Graz die Zugénglichkeit zu sdmtlichen fiir die
Betriebsflihrung erforderlichen Anlagen vertraglich sicherstellen

(Datentbertragungseinrichtungen, Leittechnik, Regler etc.) und die fiir die
Errichtung und den Betrieb des Niedertemperatur-Nahwédrmenetzes

erforderlichen Dienstbarkeiten - gegebenenfalls im Namen der und mit Wirkung
fir die Wohnungseigentumserwerber - einrdumen.

3.3. Warmwasserbereitung

Im Konzept ist beriicksichtigt, dass die Warmwasserbereitung in den neu zu
errichtenden Objekten und Wohnungen zentral, oder den Regeln der Technik
entsprechend effizienter (ber dezentrale Wohnungsstationen bzw. Wohnungs-

Warmwasserspeicher, erfolgen kann.

Der Warmebedarf fiir die Warmwassererwdrmung wird grundsétzlich zur Génze
Uber die industrielle Abwadrmekonditionierung gedeckt. Der Kunde kann somit
seinen gesamten Warmebedarf fir die Warmwasserbereitung aus dem

Niedertemperatur-Warmenetz beziehen.

3.4. Innovative Aspekte

Das Stahlwerk Marienhitte liefert eine Prozess-Abwéarmeleistung von (ber
10 MW. Um dieses Potential flir Heizzwecke und zur Warmwasserbereitung
nutzen zu kdnnen, bedarf es eines innovativen Umsetzungs- und

Betriebskonzeptes.



Zukunftige im neuen Stadtteil errichtete Gebdude werden den jeweils aktuellen
Stand der Technik in Bezug auf Energieverbrauch und Behaglichkeit

wiederspiegeln.

Mit der Errichtung eines optimierten Niedertemperatur-Nahwérmenetzes und der
Verfligbarmachung der Prozessabwédrme zentral aus der Marienhiitte tridgt dieses
Warmeversorgungskonzept nachhaltig zur CO,-Reduktion und Steigerung der
Lebensqualitét bei. Die bedarfsorientierten Speichereinheiten (Power Tower /
Lechthaler Silo) und der Einsatz von zentralen effizienten Warmepumpen (in
Energiezentrale Marienhiitte) ermdglichen die schrittweise Anpassung der
Warmeversorgung an die Bedarfsentwicklung und zeigen damit einen neuen
innovativen Weg bei der NeuerschlieBung von geplanten Stadtteilen auf.

3.5. Umweltvertrdglichkeit, Emissionen und Klimaschutz

In Anbetracht der Tatsache, dass die Versorgung mittels
Niedertemperaturabwdrme erfolgt, welche ansonsten von der Marienhiitte
weggekihlt werden misste, koénnte lediglich der Stromaufwand fiir die
Wdarmepumpen die spezifische CO,-Bilanz pro Megawattstunde Heizenergie
belasten. Um dies hintanzuhalten, wird fiir den Betrieb der Energiezentrale samt
den Warmepumpen ausschlieBlich CO,-freier Naturstrom der Solar Graz GmbH

eingesetzt.

3.6. Umsetzungszeitraum

Die Ausbauszenarien basieren auf den Annahmen des stddtebaulichen
Rahmenplanes. Um der zukiinftigen staddtebaulichen Entwicklung Rechnung zu
tragen, ist das innovative zentrale Wé&rmepumpen- und Speicherkonzept,
zusammengefasst als ,Energiemodell Reininghaus", modular gestaltet, sodass in
Abhangigkeit der tatsdchlichen Warmebedarfsentwicklung das gesamte System
schrittweise bis zum Endausbau hochgefahren werden kann. Zur Gewahrleistung
der Versorgungssicherheit wird ein Backup mit Hilfe des bestehenden
Fernwarmenetzes der Energie Graz vorgesehen.

Solite auf Grund der Ortlichen Gegebenheit zum Zeitpunkt des
Anschlusswunsches des Kunden noch keine Warmebereitstellung aus dem
Niedertemperatur-Warmenetz méglich sein, erfolgt zwischenzeitig solange die
Versorgung aus dem Grazer Fernwdrmenetz, bis die Niedertemperatur-
AufschlieBung eine Umstellung erméglicht. Flr die Warmelieferung gelten die in
diesem LOI festgelegten Preise (dies gilt auch fiir eine allenfalls erforderliche

Zwischenversorgung).

4, Warmepreis

Die Verrechnung der Warmelieferung erfolgt auf Basis des Fernwérme-
Preisblattes in der jeweils glltigen Fassung.

-?Q



5. Bonusregelung fiir Niedertemperatur-Nahwirmenetz

Die Warmetbergabe an den Kunden erfolgt (iber eine Warmelbergabestation.
Die Warmeubergabestation ist das Bindeglied zwischen der Hausanschlussleitung
und der Kundenanlage und ist unmittelbar nach Hauseintritt der Anschlussleitung
in einem geeigneten Raum vorzusehen.

Abweichend von den iblichen Anschlussbedingungen werden seitens der Energie
Graz flr das gegenstandliche Niedertemperatur-Nahwarmenetz nachstehende

Sondernachldsse gewahrt.

5.1. Reduktion Investitionskosten des Kunden

Die Versorgung der zukinftigen Kunden Uber das 6kologische Niedertemperatur-
Nahwarmenetz Reininghaus ist der Energie Graz ein besonderes Anliegen,
weshalb die Investitionskosten des Kunden fiir die Errichtung der Heizungsanlage
zu gunstigen Bedingungen seitens der Energie Graz angeboten werden. Die
Energie Graz Ubernimmt aus diesem Grund die Investitionskosten fir die
erstmalige Errichtung der Warmetauscheranlage (Kompaktstation) und wird fur
die Instandhaltung ein gesondertes Wartungsangebot legen (siehe Prinzipschema

Pkt. 3.1).

5.2. Reduktion der Anschlusskosten

Um die Fernwd@rme-Offensive der Energie Graz weiter voranzutreiben, wurde im
Jahr 2010 ein neugestaltetes und fiir den Kunden attraktives Anschlussmodell
eingefiihrt. Die Festlegung der Modell-Anschiusskosten erfolgt in Abhdngigkeit
von der Wohnungsanzah! inklusive der Aquivalente aus betrieblicher Nutzung

unabhédngig von der tatsadchlichen Heizleistung.
Die Energie Graz gewdhrt den Kunden im Niedertemperatur-Nahwdrmenetz
Reininghaus einen Bonus auf diese Modell-Anschlusskosten in der Hohe von bis

zu 50%.

6. Option: Heizkostendirektverrechnung

Die Energie Graz wird auf Wunsch des Kunden die jéhrliche Abrechnung der
Heizkosten nach Verbrauch und die Direktverrechnung der Heizkosten mit den
Endverbrauchern durchfilhren. In diesem Fall wird die Energie Graz mit den
Endkunden die Abrechnung durchfiihren und einen diesbeziiglichen Vertrag zu
wirtschaftlichen Konditionen abschlieBen.

7. Option: Wartung

Die Energie Graz bietet auf Kundenwunsch ein Komplettservice fir die Wartung
der Warmezentrale sowie einen 24 Stunden Entstdr- und Bereitschaftsdienst zu

wirtschaftlichen Konditionen an.



8. Energieeffizienz

Mit Unterzeichnung des LOI’'s stimmt der Kunde zu, dass die Energie Graz die
Angebots- und Auftragsinhalte, sofern diese anrechenbare
EnergieeffizienzmaBnahmen darstellen, zur Erflllung ihrer Pflichten entsprechend
§ 10 Bundes-Energieeffizienzgesetz (EEffG) elektronisch erfasst und weiter
verarbeitet und an die Energieeffizienz-Monitoringstelle zur Anrechnung fiir die
Energie Graz melden wird. Der Kunde verzichtet ausdriicklich darauf, die
MaBnahme(n) selbst als EnergieeffizienzmaBnahme(n) entsprechend des EEffG
zu beanspruchen sowie diese an Dritte zu Ubertragen, sodass eine
Doppelerfassung bzw. Doppelzurechnung iSd 8§27 Abs. 4 Z 3 EEffG
ausgeschlossen wird. Der Kunde verpflichtet sich mit seiner Unterschrift die
Energie Graz umgehend und auch nach beidseitiger Vertragserfiillung Gber die
Gewadhrung einer Bundes- oder Landesférderung hinsichtlich der gesetzten

MaBnahme(n) zu informieren.

9. Umsetzungszeitraum und Exklusivitat

Die Projektpartner verpflichten sich, innerhalb eines Jahres ab Rechtskraft der
Baubewilligung die entsprechenden fiir die Umsetzung des gegensténdlichen
Energieversorgungskonzeptes erforderlichen Vertrédge abzuschlieBen.

Jeder Vertragspartner verpflichtet sich, keine MaBnahmen individuell oder als Teil
eines anderen Kollektivs zu setzen oder zu unterstiitzen, welche den Zielen und
MaBnahmen dieses LOI und/oder den Interessen eines Projektpartners

zuwiderlaufen.

10. Salvatorische Klausel

Sollte der Inhalt einzelner Bestimmungen des LOI insbesondere aufgrund
zwischenzeitig gednderter Umsténde undurchfihrbar sein oder werden, dann
wird dadurch die Glltigkeit der Ubrigen Bestimmungen nicht beriihrt. Die
Projektpartner verpflichten sich vielmehr, die undurchfiihrbare Bestimmung
durch eine ihr im wirtschaftlichen und / oder &kologischen Erfolg méglichst
gleichkommende wirksame Regelung zu ersetzen. Dasselbe gilt fiir
Regelungslicken.

11. Angebotsgqiiltigkeit

Die angebotenen Preise / Leistungen stellen ein Gesamtangebot der Energie Graz
an den Kunden dar und sind nicht einzeln abrufbar, sondern nur im Gesamtpaket

(Bundling).

12. Vertraulichkeit



Die Projektpartner verpflichten sich, den Inhalt dieses LOI und alle mit der
Projektabwicklung erhaltenen Informationen streng vertraulich zu behandeln und
keinem Dritten zuganglich zu machen, soweit dies nicht zur ordnungsgemaBen

Projektumsetzung erforderlich oder gesetzlich vorgeschrieben ist.
Die Empfanger solcher Informationen sind ihrerseits zur Wahrung der

Vertraulichkeit zu verpflichten.

13. Haftung

Fir Schaden haften die Projektpartner nur, wenn ihnen Vorsatz oder grobe
Fahrldssigkeit nachgewiesen wird. Die Haftung fiir mittelbare Schaden und
Folgeschaden, gleich auf welcher Rechtsgrundlage diese beruhen, sowie fiir

entgangenen Gewinn wird ausgeschlossen.

14. Schriftform

Anderungen und/oder Ergdnzungen des LOI bediirfen zu ihrer Wirksamkeit der
Schriftform. Das gilt auch fir das Abgehen vom Schriftformerfordernis.

15. Sonstige Vereinbarungen:

Dieser LOI wird in zweifacher Ausfertigung errichtet, wovon die Energie Graz und
der Kunde je ein Exemplar erhalten.

Energie Graz GmbH & Co KG

1 P .
fnergic Graz GmbH §

ND

\\

i Haberzettl

M a4, 246

Datum

Beilagen:
Ubersichtsplan vom Quartier 3 mit den derzeit vorgesehenen Ausbaustufen

sowie den festgelegten Anschlusspunkten aus dem Nahwarmenetz (Beilage 1)
o Tabellarische Aufstellung der Daten entsprechend Pkt. 3.2 (Beilage 2)
o Zeitplan mit den vorgesehenen/geplanten Inbetriebnahme - Terminen fir die
einzelnen Bauabschnitte / Gesamtanlage entsprechend Pkt. 3.2 (Beilage 2)

8



BEILAGE 1

Ubersichtsplan vom Quartier 3 (Schénere Zukunft - BWSG) mit den derzeit

vorgesehenen Ausbaustufen sowie den festgelegten Anschlusspunkten aus dem
Nahwdrmenetz It. LOI Pkt. 3.2

Nahwarme-Anschlusspunkt
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BEILAGE 2

Quartierspezifische Projektdaten It. LOI Pkt. 3.2

Zuordnung der geplanten BaumaBnahme(n)

Grunsticknr.:

Quartier: 3

Adresse: Strasse, HNr.

Art der geplanten Verbauung und Nutzung

Wohnen und Gewerbe

Verwendungsart (Raumwarme etc.)

Beheizung, Warmwasseraufbereitung

Anzahl der Bauabschnitte

03. Apr

Ausbaustufen

1. Bauabschnitt

2. Bauabschnitt

3. Bauabschnitt

geplanter Baubeginn

Jun 17

geplanter Fertigstellungstermin

Dez 18

geplante Inbetriebnahme Warmebezug

Eckdaten je Ausbaustufe Vollausbau
1. Bauabschnitt | 2. Bauabschnitt 3. Bauabschnitt
Anzahl der Nutzer bzw. Bewohner ca. 315
geplante BruttogeschoBflache(n) m2 m2 m?2 48.400
Warmeleistung Heizung kw kw kw 1.800
Warmeleistung Warmwasser kW kw kw Inkl.
Wéarmemenge Heizung kWh/J kWh/J kwh/J 2700 MWh/]
Warmemenge Warmwasser kWh/] kWh/] kWh/] Inkl.
Warmwassererzeugung
8 gee:et;atlril‘fvvx —hifslgt::pgeicher O niedertemperatur-Nahwérme
E ;(ocrllzfzr::ral—Wohnungsstationen [ Strom [ ‘el [] wermegisngs
....................................................... [ Senstige:

Beabsichtigte Inanspruchnahme optionaler Heizkostendirektverrechnung  [Jja [X nein
Leistungen Wartung Oja [OX nein

Anmerkungen:
ca. 315 Wohneinheiten

BGF 29.500 m? Wohnen + 18.900 m2 sonst Nutzung (Blro, Geschifte)




	A10_BD_007174_2009_0036 GR-Bericht RH Q3 Vereinbarung
	Q3 Vereinbarung
	Q3 Grundbuch
	Q3 LOI


 
   
     0
     2016-03-31T20:03:00.553+02:00
     
       2016-03-30
       true
    
     
       
    
     
       true
       
         641
         
           
             63109
             Baierdorf
          
           109
        
      
       
         
           7052
           2015
        
         
           Letzte TZ 7052/2015
           Einlage umgeschrieben gemäß Verordnung BGBl. II, 143/2012 am 07.05.2012
        
      
       
         
           
             
               63109
               Baierdorf
            
             
               336
               1
            
             true
             
               
                 Gärten (Gärten)
                 19368
              
            
             *
             19368
          
        
         19368
      
       
         
           
             1
             a
             6970/2006 10884/2014 10885/2014
             Grunddienstbarkeit der Errichtung, Duldung, Führung und des Betriebes einer unterirdischen Kanalleitung an Gst 337/1 für Gst 336/1
          
           
             6
             a
             10884/2014
             BEV 3034/2013/63 Änderung hins Gst 336/1 336/2 336/3
          
           
             15
             a
             gelöscht
          
        
      
       
         
           
             2
             
               1
               3
            
             
               
                 Gemeinnützige Wohn- und Siedlungsgesellschaft SCHÖNERE ZUKUNFT STEIERMARK Gesellschaft m.b.H.
                 
                   FB
                   38578h
                
              
            
             
               8041
               Graz-Liebenau
               Liebenauer Hauptstraße
               289
               AUT
            
             
               
                 b
                 10888/2014 IM RANG 25247/2013
                 
                   
                     Kaufvertrag
                     2014-05-09
                     
                       641
                       
                         10888
                         2014
                      
                       1
                    
                  
                
                 Eigentumsrecht
              
            
          
           
             3
             
               2
               3
            
             
               
                 BWS Gemeinnützige allgemeine Bau-, und Wohn- und Siedlungsgenossenschaft registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung
                 
                   FB
                   94623b
                
              
            
             
               1050
               Wien
               Margaretengürtel
               36-40
               AUT
            
             
               
                 b
                 10888/2014 IM RANG 25247/2013
                 
                   
                     Kaufvertrag
                     2014-05-09
                     
                       641
                       
                         10888
                         2014
                      
                       1
                    
                  
                
                 Eigentumsrecht
              
            
          
        
      
       
         
           
             10
             
               
                 -
                 gelöscht
              
            
          
        
      
       
         Eintragungen ohne Währungsbezeichnung sind Beträge in ATS.
      
    
     
       GT_GBA01
       3.36
    
  




